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Entsprechungstabelle 

Einige Urteile und Sachverhaltsbeschreibungen dieser Arbeit basie-

ren auf alten zollwertrechtlichen Regelungen des Zollkodex, der 

seine Gültigkeit am 30.04.2016 verloren hat und durch den Unions-

zollkodex vollständig am 01.05.2016 abgelöst wurde. An dieser 

Stelle erfolgt zur besseren Orientierung, eine Gegenüberstellung von 

altem zu neuem Zollrecht in Form einer Entsprechungstabelle. 

 

 

Zollkodex (ZK)  Unionszollkodex (UZK) 

   
Art. 28 - 36 ZK  Art. 69 - 76 UZK 

Art. 141 - 181a ZK-DVO  Art. 71 UZK-DA 

  Art. 127 - 146, 347 UZK-IA 

  Art. 6 UZK-TDA 

  

Abbildung 1: Gegenüberstellung der alten und neuen Vorschriften1 

 

                                                 
1 Vonderbank, Zollwert, S. 18. 
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1 Einleitung 

Im weltweiten Handel werden jedes Jahr unzählige Waren über 

Grenzen hinweg bewegt. Allein im Jahr 2023 wurden Waren im Wert 

von insg. 2.518 Mrd. Euro aus Nicht-EU Ländern in die Europäische 

Union importiert.2 Dieser Warenwert bildet die Grundlage für die er-

hobenen Zollabgaben, welche als Teil der Traditionellen Eigenmittel 

(TEM) eine wichtige Einnahmequelle für die Union darstellen. Im 

Jahr 2022 betrugen die Zolleinnahmen der Europäischen Union rund 

25,8 Milliarden Euro und machten damit etwa 10 % des gesamten 

EU-Haushalts aus.3 

 

Die Berechnung der Zollabgaben erfolgt auf der Basis des Zollwerts 

einer Ware. Dabei bildet der Transaktionswert, also der tatsächlich 

gezahlte oder zu zahlende Preis nach Art. 70 I UZK, die vorrangige 

Grundlage für die Berechnung des Zollwerts und stellt damit einen 

zentralen Aspekt in der Berechnung der Höhe der Zollabgaben dar. 

Die Ermittlung des Zollwerts erfolgt waren- und stichtagsbezogen 

(Art 77 II UZK), da ein Kaufgeschäft zwischen zwei voneinander 

unabhängigen Parteien mit dem Verbringen der Ware in die Union 

abgeschlossen ist. 

 

Ein beträchtlicher Teil des weltweiten Handels (im Jahr 2020 ca. 

80%4) in Form von Waren, Dienstleistungen, Kapital und immateri-

ellen Werten wie geistigem Eigentum erfolgt in der Praxis innerhalb 

von multinationalen Unternehmen.5 Bei diesen miteinander verbun-

denen Unternehmen steht der Kaufpreis einer Ware in vielen Fällen 

beim Eingang der Ware in das Zollgebiet der Union nicht abschlie-

ßend fest. Dabei handelt es sich zunächst um konzerninterne steuer-

liche Verrechnungspreise, die durch eine nachgelagerte Vergütung o-

der Belastung korrigiert werden. Diese Korrektur kann warenbezo-

gen oder mit dem Ablauf einer Abrechnungsperiode in Form einer 

Pauschale durch das verbundene Unternehmen im Drittland erfol-

gen. Damit werden die unterjährig gezahlten Verrechnungspreise 

nachträglich angepasst. 

 

                                                 
2 Statistisches Bundesamt (Destatis), 2024 
3 Konsolidierte Jahresrechnung der EU, C/2023/2, S. 156. 
4 UNCTAD, World Investment Report 2020, S. 129. 
5 Proposal for a Council Directive on transfer pricing, 2023/0322 (CNS), 

Strasbourg 12.09.2023, S. 1 
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Diese nachträgliche Verrechnungspreisanpassungen, die häufig auf-

grund von Änderungen in den Marktbedingungen oder internen Un-

ternehmensentscheidungen vorgenommen werden, stellen hierbei 

eine besondere Herausforderung bei der Ermittlung des „korrekten“ 

Transaktionswertes dar. Im Fall einer Erhöhung des unterjährig an-

gemeldeten Zollwerts kommt es damit möglicherweise zu einer 

nachgelagerten Forderung durch die Zollbehörden. Im umgekehrten 

Fall kann eine nachträgliche Verringerung des Zollwerts zu einem 

möglichen Erstattungsanspruch für das Unternehmen führen. 

 

Ziel dieser Arbeit ist es pauschale und warenbezogene Verrech-

nungspreisanpassungen innerhalb verbundener Unternehmen und 

deren Auswirkung für den Zollwert zu analysieren. Dabei sollen ins-

besondere das EuGH-Urteil im Fall „Hamamatsu“ und weitere nati-

onale Entscheidungen6 erläutert und deren Auswirkungen auf die 

Praxis dargestellt werden. Besondere Beachtung finden dabei die 

von den deutschen Zollbehörden angewandte rechtliche Auslegung 

dieser Urteile und deren Bedeutung für die Praxis bei der Bearbei-

tung von Zollanmeldungen sowie für nachgelagerte Prüfungen in 

den Unternehmen. 

2 Verhältnis zwischen Zollwert und Verrechnungspreis 

Die Besteuerung von international tätigen Unternehmen steht stark 

im Fokus der Öffentlichkeit.7 Bei Geschäften zwischen nicht ver-

bundenen Unternehmen bestimmt in der Regel der Markt und damit 

Angebot und Nachfrage, den Kaufpreis einer Ware.8 Der für eine 

Ware oder Dienstleistung gezahlte Preis entspricht dabei in der Re-

gel dem Gleichgewichtspreis. Anders sieht dies bei verbundenen Un-

ternehmen aus. Hier wird der Preis häufig anhand interner wirt-

schaftlicher Maßeinheiten und Kennzahlen bestimmt. 

 

Im Folgenden wird ein Überblick über die wichtigsten Begriffe in 

Bezug auf das für diese Arbeit zentrale EuGH-Urteil v. 20.12.2017 - 

C-529/16 „Hamamatsu“ gegeben und in den Zusammenhang zwi-

schen Verrechnungspreisen, der Zollwertermittlung und die damit 

zusammenhängende Problematik dieser Berechnung bei verbunde-

nen Unternehmen eingeführt. Dabei ist zu beachten, dass es sich bei 

den Regelungen im Rahmen des UZK um eine unionsrechtliche 

                                                 
6 BFH-Urteil v. 17.05.2022 Az. VII R2/19 
7 Dawid, Verrechnungspreise Grundlagen und Praxis, S. 1. 
8 Vögele/Braukmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 3, Rn. 2. 
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Umsetzung der völkerrechtlichen Vorgaben des GATT-Zollwertko-

dex handelt. 

2.1 Zollwertbestimmung 

Das zentrale Verfahren zur Ermittlung der Zollschuld im Unions-

recht ist die Multiplikation von Zollwert und entsprechendem 

Wertzollsatz. Ziel des Verfahrens ist die Bestimmung der Einfuhr-

zollschuld (Art. 5 Nr. 18 UZK) des Anmelders (Art. 5 Nr. 15 UZK) 

nach Art. 77 UZK oder Art. 79 UZK und damit die Bestimmung ei-

ner möglichen Schuld zur Entrichtung von Einfuhrabgaben (Art. 5 

Nr. 21 UZK). Die Berechnung des dafür notwendigen Zollwerts er-

folgt nach den Maßgaben der Art. 69 ff. UZK. 

 

Art. 70 UZK (vorher Art. 29 ZK) ist die vorrangige Grundlage 

für die Bestimmung des Zollwerts. In diesem sind keine Rege-

lungen über den Zeitpunkt der Zollwertbestimmung verankert. 

Allerdings enthält Art. 85 UZK die Regelung, dass der Betrag der 

Einfuhrabgaben aufgrund von Bemessungsgrundlagen festge-

setzt wird, die zum Zeitpunkt des Entstehens der Zollschuld für 

die betreffende Ware gelten.9 Im Fall der Überlassung zum zoll-

rechtlich freien Verkehr erfolgt die Berechnung der Zollabgaben 

damit waren- und stichtagsbezogen. Maßgeblich hierfür ist der Zeit-

punkt der Annahme der Zollanmeldung durch die Zollbehörden nach 

Art. 77 II UZK. 

2.1.1 Transaktionswertmethode 

Gemäß Art. 70 UZK ist die Transaktionswertmethode als Aus-

gangspunkt der Zollwertermittlung die vorrangige Methode zur 

Bestimmung des Zollwerts. Zunächst ist zu prüfen, ob die Vo-

raussetzungen für die Anwendung der Transaktionswertmethode 

erfüllt sind.10 Nach seiner Legaldefinition ist der Transaktions-

wert der für Waren bei einem Verkauf zur Ausfuhr in das Zollge-

biet der Union tatsächlich gezahlte oder zu zahlende Preis, der 

erforderlichenfalls anzupassen ist.11 Es ist somit auf den tatsäch-

lich gezahlten oder zu zahlenden Preis im konkreten Einzelfall 

abzustellen, welcher ggf. nach den Maßgaben der Art. 71 UZK 

und Art. 72 UZK anzupassen ist.12 

                                                 
9 Wäger in Wolffgang/Jatzke, UZK, Rn. 35. 
10 Vonderbank, Zollwert, S. 35. 
11 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 5. 
12 Vonderbank, Zollwert, S. 35. 
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Bei der Transaktionswertbestimmung besteht die Pflicht, dass dieser 

den tatsächlichen wirtschaftlichen Wert einer in die Union eingeführ-

ten Ware widerspiegelt.13 Demzufolge ist nach Traub für den 

Transaktionswert folgende zentrale Feststellung zu treffen: „An-

knüpfungspunkt für den Transaktionswert ist der tatsächlich aus-

gehandelte Preis im Rahmen eines Kaufgeschäfts, nicht ein übli-

cher oder normaler Preis (wie früher nach dem Brüsseler Zoll-

wertabkommen).“14 

 

Die grundsätzlichen Tatbestandsmerkmale zur Bestimmung des 

Transaktionswerts finden sich in Art. 70 I UZK (vormals Art. 29 

I ZK), Art. 70 II UZK (vormals Art. 29 III a) S.1 ZK) und Art. 70 

III UZK (vormals Art. 29 I a) - d) ZK).15 Nach Art. 70 II UZK 

sind in den tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preis alle 

Zahlungen mit einzubeziehen, die als Voraussetzung für den Ver-

kauf der ein geführten Ware tatsächlich geleistet werden oder zu 

leisten sind.16 Damit setzt die Anwendung des Transaktionswer-

tes als Methode zur Zollwertermittlung insgesamt acht Tatbe-

standsmerkmale voraus.17 Die ersten zwei TBM bestimmen, dass 

der Gegenstand der Transaktion eine „Ware“18 sein muss, und es 

wird ein „Verkauf zur Ausfuhr in das Zollgebiet der Union“ vo-

rausgesetzt. Die zwei folgenden TBM besagen, dass es einen „tat-

sächlich gezahlten oder zu zahlenden Preis“ geben muss und das 

dieser ggf. anzupassen ist.19 Nur diese beiden letzten TBM haben 

eine wertbestimmende Funktion.20 Diese insgesamt vier TBM 

sind zwingende Voraussetzung für die Anwendung der Transak-

tionswertmethode. Sie stellen bei den meisten Kaufgeschäften, 

auch bei denen von verbundenen Unternehmen, kein Problem 

dar. Daher werden sie im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter ver-

tieft. 

 

Der Art. 70 III a) - d) UZK benennt vier Tatbestände, deren Vo-

raussetzungen vorliegen müssen. Liegt eine dieser nicht kumula-

tiven Voraussetzungen nicht vor, führt dies dazu, dass die 

                                                 
13 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 4. 
14 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 5. 
15 Wäger in Wolffgang/Jatzke, UZK, Art. 70, Rn. 1.  
16 Wäger in Wolffgang/Jatzke, UZK, Art. 70, Rn. 36. 
17 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 6. 
18 vgl. VSF Z 0601 (101). 
19 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 6 
20 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 8. 
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Transaktionswertmethode nicht anwendbar ist.21 Für diese Arbeit 

ist nur das TBM nach Buchstabe d) von Bedeutung. Dieses be-

sagt, dass der Transaktionswert nur anwendbar ist, wenn der Käu-

fer und der Verkäufer nicht verbunden sind oder die Verbindung 

den Preis nicht beeinflusst hat. Diese Möglichkeit der Verbun-

denheit und der Preisbeeinflussung werden im weiteren Verlauf 

dargestellt. 

2.1.2 Verbundenheit im Sinne des Zollrechts 

In der Praxis ist die mögliche Vermutung der Zollbehörden, dass eine 

durch Verbundenheit begründete Preisbeeinflussung vorliegen 

könnte, von zentraler Bedeutung für die Ermittlung des Zollwerts. 

Das hiervon betroffene Zollvolumen ist beträchtlich, da ein wesent-

licher Teil des Welthandels zwischen verbundenen Unternehmen 

stattfindet.22 

 

Die Verbundenheit im Sinne des Art. 70 III d) UZK war früher 

im Art. 29 II ZK geregelt. Heute finden sich die Definitionen der 

Verbundenheit im Art. 127 UZK-IA und in Art. 134 UZK-IA wie-

der. Art. 127 I a) – h) UZK-IA regelt die Voraussetzungen für die 

Fälle, in denen eine Verbundenheit vorliegt.23 Durch eine Verbun-

denheit ergibt sich nicht automatisch ein Ausschluss der Anwendung 

der Transaktionswertmethode zweier Unternehmen. Vielmehr folgt 

daraus, dass die Verbundenheit zweier Unternehmen der Anwen-

dung des Transaktionswertmethode nur entgegensteht, wenn die Ver-

bundenheit den Preis beeinflusst hat. Aus der reinen Verbundenheit 

als solche kann keine Vermutung für eine Preisbeeinflussung abge-

leitet werden.24 

 

Mit Abschluss eines Kaufgeschäfts kann die Verbundenheit von 

Käufer und Verkäufer für die Zollbehörden ein Hinweis darauf 

sein, dass die Verbundenheit den Preis beeinflusst haben 

könnte.25 Grundsätzlich wird der Transaktionswert für die Zoll-

wertermittlung anerkannt, solange seitens der Zollbehörden 

keine berechtigten Zweifel bestehen, dass der angemeldete Kauf-

preis nicht dem Preis entspricht, den zwei nicht miteinander ver-

bundene Unternehmen vereinbart hätten.26 Im Zweifelsfall haben 

                                                 
21 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 51. 
22 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090. 
23 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 81. 
24 Wäger in Wolffgang/Jatzke, UZK, Art. 70, Rn. 73. 
25 Krüger in Dorsch, Zollrecht, Art. 70, Rn. 66. 
26 vgl. VSF Z 5101 (28). 
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die Zollbehörden nach Art. 134 I UZK-IA die Begleitumstände 

des Kaufgeschäfts zu prüfen und festzustellen, ob im Fall einer 

Verbundenheit von Käufer und Verkäufer der Transaktionswert 

zur Anwendung kommen kann. Nur, wenn die Verbundenheit of-

fenbar nicht zu einer Preisbeeinflussung geführt hat, kann die 

Transaktionswertmethode bei verbundenen Unternehmen An-

wendung finden.27 Die in Art. 127 UZK-IA genannten Bestim-

mungen sind eng auszulegen, da sie zu einem Ausschluss der vor-

rangig anzuwendenden Transaktionswertmethode führen. In die-

sem Fall ist eine der nachrangigen Methoden der Zollwertbestim-

mungen, welche weniger genau auf das konkrete Kaufgeschäft 

abzielen, anzuwenden.28 

 

Als Grundlage für die Prüfung kann der Anmelder der Zollver-

waltung die Form der Preisgestaltung offenlegen und zusätzliche 

Informationen nach Art. 134 II UZK-IA bereitstellen. Eine dieser 

Informationen kann der Nachweis sein, dass nicht miteinander 

verbundene Unternehmen unter den vergleichbaren Umständen 

denselben Preis vereinbart hätten (Fremdvergleichsgrundsatz). 

Hierzu kann z.B. ein APA,29 welches durch eine verbindliche 

Auskunft des BZSt bestätigt wurde, dienen.30 Ein weiteres Be-

weismittel für die Nichtbeeinflussung des Preises, kann der 

Nachweis sein, dass Verrechnungspreismethoden angewendet 

wurden, die sich aus den OECD-Verrechnungspreisrichtlinien für 

multinationale Unternehmen und Steuerverwaltungen ergeben.31 

2.1.3 Verrechnungspreise 

Für verbundene Unternehmen spielt bei der Festsetzung von Preisen 

zwischen den einzelnen Konzernteilen die Rechtssicherheit eine ent-

scheidende Rolle. Diese nutzen für Kaufgeschäfte oftmals interne 

Verrechnungspreise. Diese Verrechnungspreise entstehen nicht 

durch die Kräfte des Marktes und dem daraus resultierenden Markt-

gleichgewicht, sondern können von verbundenen Unternehmen 

selbstbestimmt und abweichend vom Marktpreis festgesetzt werden. 

Hierfür können verschiedene Gründe vorliegen. In den meisten Fäl-

len liegen diese in der Erreichung übergeordneter strategischer Ziele 

innerhalb des gleichen Konzerns.32  

                                                 
27 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 81. 
28 Krüger in Dorsch, Zollrecht, Art. 70, Rn. 67. 
29 vgl. VSF Z 5101 (36). 
30 Borstell/Riesselmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, ABC, Buchstb. A. 
31 Krüger in Dorsch, Zollrecht, Art. 70, Rn. 72. 
32 Vögele/Braukmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 3, Rn. 3. 
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Ein weiterer Grund für die Verwendung von Verrechnungspreisen 

besteht darin, dass international tätige Unternehmen ihre Gewinne 

auf mehrere der beteiligten Länder aufteilen wollen und im Rahmen 

steuerrechtlicher Regeln auch dürfen. Dies dient der Verteilung der 

Steuerlast auf die einzelnen Bereiche bzw. Unternehmenstöchter des 

Konzerns in den jeweiligen Ländern zu den dort geltenden Steuers-

ätzen.33 Da die jeweiligen Länder ein besonderes Interesse an einer 

möglichst korrekten und im besten Fall an einem hohen Beitrag zum 

Steueraufkommen haben, werden die einzelnen Konzerntöchter re-

gelmäßig überprüft und es kann ggf. zu Verrechnungspreisanpassun-

gen durch die örtlichen Finanzbehörden kommen.34 Grund hierfür 

ist, dass jeder Staat ein Recht darauf hat, Gewinne von Unternehmen 

zu versteuern, wenn die Quellen des Ertrags auf seinem Land liegen. 

Dafür darf er die Verrechnungspreise von Unternehmen auf den Wert 

des Fremdverhaltensgrundsatzes korrigieren.35 Nimmt der Gegen-

staat, in dem der andere Teil des verbundenen Unternehmens liegt, 

ohne Absprache ebenfalls eine solche Korrektur vor, birgt dies na-

türlich die Gefahr einer möglichen Doppelbesteuerung.36 Verhindert 

werden kann dies, durch die in Kap. 2.1.4. besprochenen Verständi-

gungsverfahren (APA) zwischen den Unternehmen und den Finanz-

verwaltungen der einzelnen Staaten. 

 

Die besondere Herausforderung der verbundenen Unternehmen bei 

der Verwendung von Verrechnungspreisen besteht darin, „angemes-

sene Preise“ zu finden.37 Angemessen können solche Preise sein, die 

in der Regel dem Preis eines Kaufgeschäftes zwischen zwei unver-

bunden Unternehmen nahekommen und damit die Marktüblichkeit 

einer Transaktion abbilden. Die Beurteilung der Angemessenheit ei-

nes solchen Preises muss einheitlichen Vorgaben folgen. Diese müs-

sen klar definiert sein, gleichzeitig jedoch genug Flexibilität für das 

wirtschaftliche Handeln der Konzerne bieten.38 Dafür wurden zur 

Verhinderung oder zumindest zur Eindämmung von möglichen Steu-

ervermeidungen sowie zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen 

durch Verrechnungspreise auf supranationaler Ebene von der Euro-

päischen Union und der OECD umfangreiche Maßnahmen ergriffen. 

Die wesentlichen Leitlinien stammen dabei von der OECD für 

                                                 
33 Dawid, Verrechnungspreise Grundlagen und Praxis, S. 2. 
34 Dawid, Verrechnungspreise Grundlagen und Praxis, S. 4. 
35 Vonderbank, ZfZ, 2023, S. 198 (199). 
36 Vonderbank, ZfZ, 2023, S. 198 (199). 
37 Vögele/Braukmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 3, Rn. 1. 
38 Vögele/Braukmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 3, Rn. 1. 
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multinationale Unternehmen und Steuerverwaltungen (nachfolgend: 

OECD-Leitlinien) und werden in Form des Fremdvergleichsgrund-

satzes definiert. Dieser besagt, dass Verrechnungspreise sich daran 

orientieren müssen, ob „sich fremde Dritte in vergleichbaren Um-

ständen auf einen bestimmten Preis geeinigt hätten.“39  

 

Im Rahmen des Zollwertrechts wird der Verrechnungspreis und da-

mit der erstmalige Rechnungspreis (Preis auf der Verkaufsrechnung) 

einer Ware für die Ermittlung der Zollabgaben zugrunde gelegt. 

Nach Art. 70 I UZK (vorher Art. 29 I ZK) handelt es sich damit um 

den tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preis, der erforderli-

chenfalls anzupassen ist. Dieser bildet die Grundlage für den Trans-

aktionswert und damit den Zollwert einer Ware. 

 

Nach dem Verrechnungspreisprinzip ist eine Korrektur des Verrech-

nungspreises durch die Finanzverwaltungen nur dann zulässig, wenn 

der Preis im Wesentlichen von diesem Grundsatz abweicht und somit 

zwei miteinander nicht verbundene Parteien einen anderen Preis ver-

einbart hätten.40 Im internationalen Steuerrecht ist dieser Grundsatz 

als „arms’s-length-principle“ bekannt.41 Im nationalen Steuerrecht 

ist der Fremdvergleichsgrundsatz in Form des §1 I AStG festgelegt.42  

2.1.4 Advance Pricing Agreement (APA) 

Bei multinationalen Konzernen findet der Verkauf und die Wert-

schöpfungskette von Waren international und damit über Länder-

grenzen hinweg statt. Das kann im Rahmen von nachträglichen Ver-

rechnungspreisanpassungen durch die Unternehmen selbst oder die 

Finanzbehörden der einzelnen Länder zu einer nachträglichen Mehr-

belastung oder zu einer Doppelbesteuerung führen.43 Die für Unter-

nehmen zeitlich nicht planbaren Prüfungen durch die Finanzbehör-

den stellen einen wesentlichen Faktor der Unberechenbarkeit in der 

finanziellen Planung eines Unternehmens dar. 

 

Bei einem APA handelt es sich um ein Vorabverständigungsverfah-

ren zwischen Unternehmen und einer (unilateral) oder mehreren (bi- 

oder multilateral) Finanzverwaltungen mehrerer Länder hinsichtlich 

steuerlicher Verrechnungspreise.44 Inhalt dieser Vereinbarung sind 

                                                 
39 Vögele/Braukmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 3, Rn. 1. 
40 Dawid, Verrechnungspreise Grundlagen und Praxis, S. 4. 
41 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 105. 
42 Vonderbank, ZfZ 2023, S. 198 (199).  
43 Sassmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap 26, Rn. 1. 
44 Nürnberg, Beck’sches Steuerlexikon, APA, Rn. 1. 
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neben den anzuwendenden Verrechnungspreismethoden und der 

Verrechnungspreisermittlung auch die Form der Fremdvergleichsbe-

stimmung.45 Ob der bei verbundenen Unternehmen bestimmte Preis 

dem Fremdvergleich standhält, zeigt die angewandte Preisver-

gleichsmethode. „Darunter fallen die Preisvergleichsmethode (com-

parable uncontrolled price method), die Kostenaufschlagsmethode 

(cost plus method), die Wiederverkaufspreismethode (resale price 

method), die geschäftsfallbezogene Nettomargenmethode (transacti-

onal net margin method) und die geschäftsfallbezogene Gewinnauf-

teilungsmethode (profit split method).“46  

 

Mit Hilfe des APA sollen die Umstände der steuerlichen Behandlung 

und der verwendeten Verrechnungspreise für den Wirtschaftsbetei-

ligten im Vorwege verbindlich festgelegt und ihm dadurch eine grö-

ßere Planungs- und Rechtssicherheit ermöglicht werden. Die in der 

EU geltenden Richtlinien für APAs gehen im Wesentlichen auf die 

Empfehlungen der OECD zurück.47 In Deutschland ist die zentrale 

Behörde das BZSt. Die rechtlichen Grundlagen sind im § 89a der 

Abgabenordnung verankert. Diesem ist zu entnehmen, dass in 

Deutschland APAs nur in bi- oder multilateraler Form beantragt wer-

den können, da die Norm als Tatbestandsmerkmal ein Verständi-

gungsverfahren mit einem anderen Staat erfordert. Die APAs sehen 

ebenfalls vor, dass Unternehmen ihre Verrechnungspreise unter ge-

wissen Voraussetzungen nachträglich nach Ablauf einer bestimmten 

Periode anpassen dürfen. 

2.1.5 Nachrangige Methoden 

Wird im Rahmen einer Überprüfung der Unterlagen festgestellt, 

dass begründete Zweifel der Zollbehörde i.S.d. Art. 140 I UZK-

IA nicht durch den Anmelder ausgeräumt werden können, kann 

der Zollwert nicht aufgrund der vorrangigen Transaktionswert-

methode festgelegt werden. Damit liegen die Voraussetzungen des 

Art. 70 UZK nicht vor und es kommen nachrangige Methoden 

nach Art. 74 UZK zur Anwendung. Für den Fall, dass eine Ver-

bundenheit und zusätzlich eine Preisbeeinflussung festgestellt 

wird, kann der gezahlte oder zu zahlende Preis nicht einfach kor-

rigiert werden.48 Grund hierfür ist, dass im Fall einer 

                                                 
45 Nürnberg, Beck’sches Steuerlexikon, APA, Rn. 1. 
46 Vonderbank, ZfZ 2023, S. 198 (200). 
47 Sassmann in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap 26, Rn. 18. 
48 Krüger in Dorsch, Zollrecht, Art. 70, Rn. 78. 
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nachgewiesenen preisbeeinflussenden Verbundenheit diese wert-

mäßig nicht quantifizierbar ist.49 

 

Die Anwendung der in Art. 74 UZK genannten Methoden basiert auf 

dem früheren Art. 30 und Art. 31 ZK und den Art. 2 bis Art. 6 des 

GATT-Zollwertkodex.50 Die Methoden sind in Absatz 2 in die Buch-

staben a) bis d) unterteilt und nach Art. 74 I UZK in eben dieser Rei-

henfolge anzuwenden. Ein Übergang zu der jeweils nächsten Me-

thode kann bereits dann erfolgen, wenn durch die Zollbehörden zu 

erkennen ist, dass die Voraussetzungen für die vorherige Methode 

nicht vorliegen.51 

 

Für die ersten beiden Methoden ist nach Art. 74 II a) UZK zu prüfen, 

ob der Zollwert dem Transaktionswert einer gleichen Ware (Art. 1 II 

Nr. 4 UZK-IA) und nach Art. 74 II b) UZK ob er dem einer ähnlichen 

Ware (Art. 1 II Nr. 14 UZK-IA) entsprechen kann. Beide Methoden 

kommen regelmäßig nicht zur Anwendung, da es bei einer preisbe-

einflussenden Verbundenheit an einem vorhandenen Transaktions-

wert scheitert. 

 

In der dritten Methode nach Art. 74 II c) UZK, der deduktiven Me-

thode, sind „Verkaufspreise der eingeführten Waren oder eingeführ-

ter oder ähnlicher Ware heranzuziehen, die in der größten Menge je 

Einheit im selben oder annährend selben Zeitpunkt erzielt wur-

den.“52 Diese Methode setzt voraus, dass es sich nicht um verbun-

dene Unternehmen handeln darf (Art 142 IV b) UZK-IA). Aus die-

sem Grund fällt sie im Rahmen der Verbundenheitsbetrachtung eines 

Verrechnungspreises als Transaktionswert in der Regel aus. Gleiches 

gilt für die vierte Methode nach Art. 74 II d) UZK, auch additive 

Methode genannt. Sie setzt auf eine Zollwertermittlung durch das 

Addieren der in Art. 74 I d) i) – iii) UZK abschließend aufgelisteten 

Kosten. Diese Art der Zollwertermittlung ist nur möglich, wenn der 

Hersteller der eingeführten Ware alle erforderlichen Unterlagen zur 

Verfügung stellt53, was regelmäßig nicht erfolgt. Entweder weil er 

die Daten im Interesse des Datenschutzes nicht offenlegt oder weil 

er nicht der Produzent der Ware ist und somit keinen Zugriff auf 

diese Daten hat. Im Fall von verbundenen Unternehmen kann diese 

                                                 
49 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 55. 
50 Wäger in Wolffgang/Jatzke, UZK, Art. 74, Rn. 1. 
51 vgl. VSF Z 5101 (93). 
52 vgl. VSF Z 5101 (103). 
53 Krüger in Dorsch, Zollrecht, Art. 74, Rn. 56. 
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Form des Nachweises zu Verzerrungen führen, da möglicherweise 

nicht mit den gleichen Gewinn- und Kostenmargen wie bei zwei un-

verbundenen Unternehmen kalkuliert wird.54 Folglich kann der er-

rechnete Wert keine valide Aussage über einen Preis enthalten, der 

in jedem Fall dem Fremdvergleichsgrundsatz standhielte. 

2.1.6 Schlussmethode 

Kann keine der vorgenannten Methoden bei der Bestimmung des 

Zollwerts zum Einsatz kommen, ist der Zollwert nach Art. 74 III 

UZK i.V.m. Art. 144 UZK im Rahmen der so genannten Schlussme-

thode zu bestimmen. Diese fordert von den Zollbehörden ein „fle-

xibles Vorgehen“ im Rahmen der Zollwertermittlung und löst sich 

von der strikten Gesetzesanbindung der vorrangegangenen Metho-

den.55 Die vorherigen Methoden sollten jedoch ganz oder teilweise 

in die Entscheidung zur Berechnung eines Zollwerts mit einfließen. 

Die Dienstvorschrift der Zollverwaltung nennt hierfür konkrete Bei-

spiele.56 So kann z.B. der Rechnungspreis nach Art. 70 UZK bei ei-

ner festgestellten Preisbeeinflussung nach der Schlussmethode be-

richtigt werden. Dies führt nicht dazu, dass auf die Transaktionswert-

methode als vorrangige Grundlage für die Zollwertermittlung zu-

rückgegriffen werden darf, wenn diese bereits in der ersten Prüfung 

durch die Zollverwaltung ausgeschlossen wurde.57 

 

In jedem Fall haben die Zollbehörden im Rahmen der Anwendung 

der Schlussmethode besonders zu begründen, warum alle vorherigen 

Methoden ausfallen.58 Es ist hingegen fraglich, ob die Verwaltung 

im Rahmen dieser Begründung die in der EU verfügbaren Daten be-

nennen muss oder ob dies erst im Rahmen eines späteren Gerichts-

verfahrens geschehen kann. Es spricht viel dafür, dass dies im Rah-

men eines effektiven Rechtsschutzes bereits vorher geschehen sollte, 

damit der Anmelder die Möglichkeit hat, über die Beschreitung des 

Rechtsweges zu entscheiden.59 Im Rahmen eines gerichtlichen Ver-

fahrens unterliegt die Begründung auf jeden Fall einer Rechts- und 

nicht lediglich einer Ermessensprüfung.60 Das letzte Mittel der Zoll-

behörden kann nur die Schätzung eines Zollwerts nach Art. 74 III 

UZK sein. Damit es in diesem Rahmen nicht zu einer Willkürlichkeit 

                                                 
54 Traub in Witte, UZK, Art. 74, Rn. 28. 
55 Wäger in Wolffgang/Jatzke, Art. 74, UZK, Rn. 49. 
56 vgl. VSF Z 5101 (111). 
57 Vonderbank, Zollwert, S. 127 und S. 129. 
58 Wäger in Wolffgang/Jatzke, Art. 74, UZK, Rn. 53. 
59 Niestedt in K/H/N, EU-Außenwirtschafts- und Zollrecht, Art. 74, Rn. 9. 
60 Wäger in Wolffgang/Jatzke, Art. 74, UZK, Rn. 2. 
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kommt, ist in Art. 144 II UZK-IA durch den Gesetzgeber eine Auf-

listung von Werten bestimmt, die nicht für eine Schätzung in Be-

tracht kommen dürfen. „Unklar ist bei Pauschalbeträgen die Auftei-

lung eines Anpassungsbetrages auf die einzelnen Einfuhren.“61 

2.2 Nachträgliche Verrechnungspreisanpassung 

Bei nachträglichen Verrechnungspreisanpassungen durch die Un-

ternehmen besteht für die Zollbehörden der Verdacht, dass der 

unterjährig angemeldete Preis und damit der Transaktionswert 

durch Verbundenheit beeinflusst ist. Dahinter steht der Gedanke, 

dass der Transaktionswert (und damit der Rechnungspreis nach 

Art. 145 UZK-IA) als Basis für die Ermittlung des Zollwerts 

dient. Dieser soll den „Normalfall“ eines Kaufgeschäftes abbil-

den, in dem der Käufer dem Verkäufer das Eigentum an der Ware 

verschafft und der Käufer dem Verkäufer einen marktüblichen 

Preis, festgehalten durch den oben beschriebenen Gleichge-

wichtspreis, zahlt.62 Da verbundenen Unternehmen mit internen 

steuerlichen Verrechnungspreisen arbeiten, sind bei diesen oft-

mals Abweichungen vom „Normalfall“ und damit vom Grundsatz 

des Fremdvergleichs, festzustellen. Nachträgliche Verrechnungs-

preisanpassungen sollen diesen Umstand ausgleichen, führen bei 

ihrer Anwendung im Nachgang jedoch zu einer möglichen Beein-

flussung des Zollwerts. Kommt es für den Einführer durch die 

Preisanpassung zu einer rechnerischen Verringerung des ehema-

ligen Zollwerts, so hat er nach Art. 173 III UZK i.V.m Art 117 I 

UZK die Möglichkeit innerhalb von drei Jahren nach Annahme 

der Zollanmeldung und Überlassung der Ware diese positiv auf 

ihn wirkenden Faktoren gegenüber den Zollbehörden zu beantra-

gen.63 Auf der anderen Seite hat der Anmelder im Fall einer Er-

höhung der Verrechnungspreise und damit bei einer Erhöhung 

des Zollwerts eine Berichtigungspflicht nach § 153 I Nr. 1 AO. 

Kommt er dieser nicht nach, kann eine Steuerhinterziehung nach 

§ 370 AO im Raum stehen.64 

 

In der Praxis kann sich die Bestimmung der korrigierten Zoll-

werte auf Basis einer Verrechnungspreisanpassung als problema-

tisch gestalten, da es sich bei Verrechnungspreisen oftmals um 

                                                 
61 Niestedt in K/H/N, EU-Außenwirtschafts- und Zollrecht, Art. 74, Rn. 7. 
62 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 53. 
63 Landwehr in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 29, Rn. 328. 
64 Landwehr in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 29, Rn. 328. 
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einen aus einer Vielzahl von Geschäften gebildeten Mittelwert 

handelt, der sich nicht auf ein konkretes Geschäft im zollwert-

rechtlichen Sinne bezieht.65 Es ist daher zwischen zwei Möglich-

keiten von Verrechnungspreisanpassungen zu unterscheiden. 

2.2.1 Produktbezogene Verrechnungspreisanpassungen 

Im Rahmen der nachträglichen produktbezogenen Verrechnungs-

preisanpassungen werden die Verrechnungspreise vom Unterneh-

men so angepasst, dass jede einzelne Preisanpassung einer konkreten 

warenbezogene Transaktion zuzuordnen ist. Es stellt sich die Frage, 

ob in diesem Fall nachträglich der Fremdvergleichsgrundsatz einge-

halten wird. Dies lässt sich anhand von Kennzahlen aus den Unter-

lagen des Verkäufers und des Käufers messen.66 Wird der Fremdver-

gleichsgrundsatz eingehalten, kann die Transaktionswertmethode 

angewandt werden. Eine Beeinflussung kann durch die Zollbehör-

den in einem solchen Fall nicht begründet werden. Voraussetzung 

für eine nachträgliche Verrechnungspreisanpassung ist, dass eine 

Preisanpassungsklausel im APA im maßgeblichen Bemessungszeit-

punkt der Ware (Annahme der ZAM) schon vorgelegen haben muss. 

Im Fall einer Preisbeeinflussung kann somit von der nachträglichen 

Heilung ausgegangen werden.67 

 

Der Anmelder hat je nach Preisanpassung entweder eine Nachzah-

lung zu leisten oder eine Erstattung zu erhalten. Der Betrag lässt sich 

produktbezogen durch die gleiche Formel wie bei der ursprünglichen 

Abgabenermittlung errechnen.68 Dazu wird der Anpassungsbetrag 

vom ursprünglichen Zollwert abgezogen oder hinzugerechnet. Der 

neu ermittelte Zollwert wird mit dem ursprünglichen Zollsatz multi-

pliziert. Die Differenz ergibt die Nachbelastung oder die Erstattung 

für den Anmelder. 

2.2.2 Pauschale Verrechnungspreisanpassungen 

Bei pauschalen Verrechnungspreisanpassungen am Ende einer Peri-

ode erhält der Anmelder von seinem verbundenen Unternehmen ent-

weder eine pauschale Gutschrift oder eine Nachbelastung. Es han-

delt sich dabei meist um eine Einmalzahlung des Mutterkonzerns. 

Diese Pauschalen sollen beim Tochterkonzern zu einer steuerlich 

festgelegten Gewinnmarge innerhalb einer vorher festgelegten 

                                                 
65 Traub in Witte, UZK, Art. 70, Rn. 87. 
66 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 259. 
67 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 259. 
68 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 260. 
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Zielbandbreite führen.69 Bei multinationale Unternehmen erfolgt auf 

diesem Weg die Verteilung von Gewinnen oder Verlusten über den 

gesamten Konzern hinweg, mit der Folge, dass steuerliche Verrech-

nungspreise im Nachhinein verändern werden.  

 

Daher muss in diesen Fällen bei den Zollbehörden davon ausgegan-

gen werden, dass die ursprünglich angemeldeten Preise beeinflusst 

waren und somit nicht der „Wirklichkeit“ entsprochen haben kön-

nen. Folglich hätten sie zum Zeitpunkt der Anmeldung dem Fremd-

vergleichsgrundsatz nicht standgehalten und die Transaktionswert-

methode ist nicht anwendbar.70 Folglich sind die weiteren Methoden, 

insbesondere die Schlussmethode nach Art. 74 III UZK anzuwen-

den.71 Zur Berechnung der tatsächlichen Zollwerte muss mangels 

Zuordnung der Ausgleichszahlung zu der einzelnen Ware mit einem 

Korrekturfaktor gearbeitet werden. Dieser Korrekturfaktor kann für 

die Schlussmethode im Fall einer Nachbelastung wie folgt gebildet 

werden. 

 

KF = (COGS + Nachbelastungssumme) / COGS72 

 

Im Fall einer Gutschrift durch das verbundene Unternehmen kann 

folgende Formel zur Berechnung herangezogen werden. 

 

KF = (COGS - Gutschriftensumme) / COGS73 

 

Dieser Korrekturfaktor wird mit den ursprünglich angemeldeten 

Zollwerten multipliziert, um einen Nachbelastungs- oder Erstat-

tungsbetrag zu erhalten. Diese Vorgehensweise verteilt die Abgaben-

schuld auf alle Waren, auch auf die zollfreien, gleichmäßig.74 Die 

pauschale Anpassung findet außerhalb der Transaktionswertme-

thode statt, da ein konkretes Kaufgeschäft nicht bestimmbar ist.75 

  

                                                 
69 Landwehr in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 29, Rn. 331. 
70 Landwehr in Vögele/B/vdH, Verrechnungspreise, Kap. 29, Rn. 331. 
71 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 262. 
72 Laska, ISR, 2016, S. 408 (414). 
73 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 263. 
74 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 263. 
75 Landwehr, Methoden zum Nachweis der Unbeeinflusstheit, S. 264. 
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3 Aktuelle Rechtsprechung 

Nachträgliche Verrechnungspreisanpassungen verbundener Unter-

nehmen führen im Unionsrecht immer wieder zu Streitfällen. Dabei 

geht es in vielen Fällen darum, wann und in welchem Umfang eine 

steuerliche Verrechnungspreisanpassung auf den Bereich des Zoll-

wertrechts übertragbar ist. Das prominenteste Beispiel aus der jün-

geren Vergangenheit ist der Fall „Hamamatsu“. 

 

Der nachfolgende Abschnitt gibt einen Überblick über den Verlauf 

des Verfahrens von der Klage der Hamamatsu GmbH gegen das 

HZA München am FG München und die daraufhin folgende Vor-

abentscheidung des EuGH mit dem in der Fachwelt viel diskutierten 

Urteil des EuGH v. 20.12.2017 - C-529/16 „Hamamatsu“. Die zent-

rale Verfahrensfrage dabei ist die Unterscheidung zwischen der er-

tragssteuerrechtlichen und der zollwertrechtlichen Bewertung von 

aus einem Drittland eingeführten Waren im Rahmen konzerninterner 

Verkaufsgeschäften zu Verrechnungspreisen. Die Schwierigkeit be-

steht darin, beide Wertansätze aufeinander abzustimmen, da die An-

wendung dieser gegensätzliche Ziele verfolgen.76 Dabei möchte ein 

Unternehmen mit der nachträglichen Anpassung eines steuerlichen 

Verrechnungspreises am Ende einer Abrechnungsperiode zum einen 

den Vorgaben des Fremdvergleichs, den die OECD in ihren Richtli-

nien vorgibt, standhalten. Hier kommt es vorrangig auf die Versteu-

erung der vom Konzern innerhalb eines Zeitraums erzielten Ge-

winne an. Auf der anderen Seite bezieht sich der Zollwert auf ein 

konkretes, punktuelles Kaufgeschäft einer eingeführten Ware und 

zielt damit genau nicht auf einen Zeitraum, sondern auf einen ereig-

nisbezogenen Stichtag ab.77 

3.1 Sachverhalt „Hamamatsu“ 

Die Hamamatsu Photonics Deutschland GmbH (nachfolgend: Ha-

mamatsu GmbH) ist ein in Deutschland agierendes deutsches Toch-

terunternehmen eines in Japan beheimateten Konzerns. Die Hama-

matsu GmbH vertreibt im Inland u. a. optoelektronische Geräte, Sys-

teme und Zubehör der Bereiche Photomultiplier und Lichtquellen, 

Halbleiterdetektoren und LEDs sowie Bild- und Messinstrumente. 

Für die Einfuhr und den Verkauf von Bauteilen und anderer Ge-

schäftsvorfälle, die mit dem Warenverkehr zwischen Deutschland 

                                                 
76 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090. 
77 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 
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und Japan in Verbindung stehen, wurde der Hamamatsu im Rahmen 

einer Vorabverständigung ein APA auf Grundlage des deutsch - ja-

panischen Doppelbesteuerungsabkommens für den Zeitraum vom 

01.10.2006 - 30.09.2010 von den deutschen Finanzbehörden (mit 

Ausnahme des Zolls) bewilligt. Dieses APA beinhaltete eine verein-

barte und genehmigte Verrechnungspreismethode zur Bestimmung 

von Verrechnungspreisen zwischen Mutter und Tochterkonzern.78 

 

Die Bestimmung der endgültigen Verrechnungspreise erfolgte in 

mehreren Schritten. Zunächst wurden der Hamamatsu GmbH unter-

jährig Verrechnungspreise anhand einer konzerninternen Preisliste 

durch den Mutterkonzern in Japan belastet. Diese unterlagen einer 

regelmäßigen Überprüfung, um den Anforderungen des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach den Verrechnungspreisleitlinien der OECD 

standzuhalten. Zur Überprüfung der belasteten Preise wurde die 

Restgewinnaufteilungsmethode (residual profit split method) ange-

wandt. Dafür wurde in einem ersten Schritt jeder Partei ein ausrei-

chender Gewinn zur Erzielung einer Mindestrendite zugestanden. 

Diese wurde im Vergleich zu Umsatzrenditen von Unternehmen mit 

ähnlichen Betriebsprofilen festgelegt. In einer zweiten Stufe wurde 

der verbleibende Restgewinn proportional, gemäß den Gewinnauf-

teilungsfaktoren, die für die überschüssigen Gewinne verantwortlich 

waren, aufgeteilt. Nach dem Umsetzen beider Schritte wird die Ziel-

bandbreite (operating margin) des Betriebsergebnisses der Hama-

matsu GmbH durch den Mutterkonzern festgelegt. Liegt die Tochter 

außerhalb dieser Bandbreite wird das Ergebnis zur oberen oder un-

teren Grenze berichtigt. Dies erfolgte mittels einmaliger Belastung 

oder einmaliger Zahlung einer Gutschrift durch den Mutterkonzern 

am Ende der Abrechnungsperiode.79 

 

Im Zeitraum vom 17.10.2009 - 30.09.2010 führte die Hamamatsu 

GmbH mehr als 1.000 Sendungen vom Mutterkonzern aus Japan 

nach Deutschland (Art. 4 UZK) ein und beantragte für diese das Ver-

fahren der Überführung zur Überlassung zum zoll- und steuerrecht-

lich freien Verkehr. Als Zollwert meldeten sie die vom Mutterkon-

zern unterjährig in Rechnung gestellten Preise an, die einen Teil des 

vereinbarten Rechnungspreises bildeten. Für die Waren galten unter-

schiedliche Zollsätze zwischen 1,4% und 6,7% Zoll, teilweise waren 

diese zollfrei.80 

                                                 
78 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (1.). 
79 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (1.). 
80 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (1.). 
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Mit Ablauf des Abrechnungszeitraums 2010 lag die Hamamatsu 

GmbH unter der vom Mutterkonzern berechneten Zielbandbreite. 

Daher wurde das Betriebsergebnis zur unteren Grenze angehoben 

und die Hamamatsu GmbH erhielt in diesem Rahmen durch ihren 

Mutterkonzern eine einmalige Gutschrift aus Japan.81 Steuerrecht-

lich wurde dadurch das Betriebsergebnis des japanischen Mutter-

konzerns verschlechtert und das der deutschen Tochter verbessert, 

was der Erfüllung der APA-Vorgaben diente und somit einer fremd-

üblichen Profitabilität der deutschen Tochter entsprachen.82 

 

Aufgrund der nachträglichen Anpassung der Verrechnungspreise be-

antragte die Hamamatsu GmbH mit Schreiben vom 10.12.2012 beim 

HZA München die Erstattung von Zöllen für den Zeitraum vom 

17.10.2009 - 30.09.2010. Eine Aufteilung des Anpassungsbetrags 

auf die einzelnen eingeführten Waren erfolgte nicht.83 Den zu erstat-

tenden Betrag errechnete die Hamamatsu GmbH, indem sie die 

Summe aller ursprünglichen Zollwerte um den Erstattungsbetrag aus 

dem APA verringerte und anschließend jeweils auf den ursprüngli-

chen Zollwert bzw. den angepassten Zollwert einen durchschnittli-

chen Zollsatz von aufgerundet 1,02% anwandte. Den Differenzbe-

trag meldete die Hamamatsu GmbH beim HZA zur Erstattung an. 

Grund dafür sei, dass dieser Umstand den maßgeblichen Verrech-

nungspreis der eingeführten Waren gesenkt und damit den Transak-

tionswert als Basis für die Zollabgabenermittlung nachträglich ver-

ändert habe, was sie zu einer Erstattung berechtige.84 

 

Das HZA München lehnte diesen Erstattungsantrag der Hamamatsu 

GmbH mit Bescheid vom 04.06.2014 ab, sowie den darauffolgenden 

Einspruch mit Bescheid vom 02.07.2015, da die Preisanpassungen 

nicht produktbezogen aufgeschlüsselt worden waren, was eine Zu-

ordnung zu konkreten eingeführten Waren verhinderte. Die von der 

Hamamatsu GmbH angewandte Methode sei mit der in Art. 29 Abs. 

1 ZK i.V.m. Art. 144 ZK-DVO festgelegten Transaktionswertme-

thode nicht vereinbar. Gegen diese Entscheidung erhob die Hama-

matsu GmbH Klage mit Beschluss vom 15.09.2016 – 14 K 1974/15 

vor dem FG München. 

                                                 
81 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (1.). 
82 Schöneborn, BB 2019, S. 2971 (2973). 
83 EuGH v. 20.12.2017 in der RS C-529/16, Rn. 18. 
84 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (1.). 
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3.2 Urteil des FG München 

Das HZA München begründete seine Ablehnung des Erstattungsan-

spruchs gegenüber der Hamamatsu GmbH damit, dass die Gutschrift 

in Form der Einmalzahlung des Mutterkonzerns keine konkrete 

Ware betreffe und daher eine Korrektur der unterjährig angemelde-

ten Verrechnungspreise nicht in Betracht komme. Eine Anwendung 

der Verrechnungspreise als Transaktionswert zur Zollwertbestim-

mung im Sinne des Art. 29 ZK sei nur für die nämliche Ware der 

einzelnen Einfuhrtransaktion möglich, somit sei der unterjährig ge-

zahlte Betrag als maßgeblicher Preis und somit als Transaktionswert 

anzusetzen. Eine Korrektur dieses Preises sei durch einen globalen, 

nicht auf die einzelnen Waren zuzuordnenden Betrag, nicht möglich. 

Weiterhin führte das HZA aus, dass die Anpassungszahlung sich auf 

die gesamte Palette der eingekauften Güter der Hamamatsu GmbH 

im Abrechnungszeitraum beziehe, während die vom Streit betroffe-

nen Einfuhren mit Einfuhrabgaben nur einen Teil dieser Zahlung be-

träfen.85 

 

Die Hamamatsu GmbH begründete, dass es sich bei dem mittels der 

gewählten Verrechnungspreismethode korrigierten Verrechnungs-

preis um den zu Grunde legenden Transaktionswert handelte, wie er 

sich gemäß des APA nach Ablauf der Abrechnungsperiode darstelle. 

Weiter führte die Hamamatsu GmbH aus, dass der vereinbarte Ver-

rechnungspreis nicht aufgespalten werden könne, weil nur der voll-

ständig vereinbarte Verrechnungspreis dem Fremdvergleich stand-

halte. Eine Herausrechnung von bestimmten Kostenpositionen sei 

unzulässig.86 

 

Das FG München hatte damit zu entscheiden, ob die nachträgliche 

Anpassung, der im Rahmen des APA gebildeten steuerlichen Ver-

rechnungspreise und der daraus gebildeten Transaktionswerte, im 

Falle einer Gutschrift des Mutterkonzerns, ebenso wie bei einer 

Nachbelastung, anzupassen seien. Das Gericht verwies darauf, dass 

die Zollverwaltung grundsätzlich steuerliche Verrechnungspreise als 

Grundlage für die Zollwertermittlung akzeptiere. Die APAs seien ge-

rade darauf angelegt, für Unternehmen eine Möglichkeit zu bieten, 

den Fremdvergleichsgrundsatz einzuhalten und so einen Preis zu er-

mitteln, der unter fairen Wettbewerbsbedingungen entstanden wäre 

und so steuerlich als auch zollwertrechtlich dem Anspruch genüge. 

                                                 
85 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (1.). 
86 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (1.). 
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Darum solle der nach dem APA bestimmte Preis dem Unternehmen 

die Möglichkeit geben, die Zollwerte nach diesem zu bestimmen, um 

eine möglichst große Rechts- und Planungssicherheit gewährleisten 

zu können. Es komme nicht darauf an, dass der gezahlte oder zu zah-

lende Preis im Zeitpunkt des Kaufes bereits gezahlt wurde. Entschei-

dend sei, welcher Preis im maßgebenden Zeitpunkt vereinbart 

wurde. Grundlage für eine derartige Prüfung der Unbeeinflusstheit 

eines Verrechnungspreises seien daher die Verrechnungspreisdoku-

mentationen der Unternehmen, welche bereits im Vorwege des Ge-

schäfts vorliegen müssen.87 Daher seien Preisänderungen nur zu be-

rücksichtigen, wenn sie bereits vor dem maßgebenden Zeitpunkt 

vereinbart worden seien.88 

 

Es spreche viel dafür, dass im Streitfall um die Erstattung von 

scheinbar zu viel gezahlten Zollabgaben, ein endgültiger Transakti-

onswert nicht festgelegt worden sei. Damit führe der unterjährig an-

gemeldete Transaktionswert und die anschließende globale Korrek-

tur nicht zu einer Anwendung des Transaktionswerts nach Art. 29 I 

ZK. Der unterjährig angemeldete Wert stelle nur eine Abschlagszah-

lung zum Ausgangszeitpunkt im Rahmen des in der Gesamtheit zu 

bewertenden APA im Verrechnungszeitraum dar. Das APA könne so-

mit nicht nur in Teilen zur Zollwertbestimmung in Form der Ab-

schlagszahlung als Transaktionswert herangezogen werden. In der 

Folge müsse das HZA den Verrechnungspreis komplett verwerfen, 

weil er dem Fremdvergleichsgrundsatz nicht genüge. Dafür lägen je-

doch keine Anhaltspunkte vor, weil das APA mit der Verrechnungs-

preisdokumentation gerade dafür sorge, dass der Fremdvergleich 

eingehalten werde. Es sei somit unzulässig nur einen Teil des Ver-

rechnungspreises heranzuziehen, da gerade der Abschlag und die an-

schließende Korrektur in der Summe den letztendlich gezahlten oder 

zu zahlenden Preis ausmache und den tatsächlichen Wert der einge-

führten Ware widerspiegle.89 

 

Weiterhin führte das FG München aus, sollte es der Argumentation 

der Zollverwaltung folgen, und den unterjährig angemeldeten Preis 

als Transaktionswert akzeptieren, wäre dies nur der Fall, wenn der 

Verrechnungspreis nicht beeinflusst gewesen sei. Das Gericht sieht 

eine Beeinflussung sowohl in einem zu hohen als auch in einem zu 

niedrigen Preis. In beiden Fällen sei somit eine 

                                                 
87 vgl. VSF Z 5101 (36). 
88 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (4.). 
89 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (4.). 
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Verbundenheitsprüfung notwendig. Für das Gericht ist der unterjäh-

rig angemeldete Preis nur ein fiktiver, kein zu zahlender Preis, daher 

scheide die Transaktionswertmethode an dieser Stelle aus. In der 

Praxis gehe die Zollverwaltung den Weg, dass im Falle einer Nach-

belastung der Zollwert zu erhöhen sei, da eine Beeinflussung vor-

liege, im Fall einer Gutschrift, bleibe diese unberücksichtigt, weil 

der Zollwert nach Art. 29 ZK bestimmt werde. Dies halte das Gericht 

mit dem Verweis auf das EuGH-Urteil v. 16. Juni 2016 - C-291/15 

Hungary für nicht neutral und gerecht.90 

 

Des Weiteren erklärte das FG München, dass, wenn auf keinen 

Transaktionswert abgestellt werden könne, die Schlussmethode des 

Art. 31 ZK auf den endgültigen Verrechnungspreis anzuwenden sei. 

Dafür sei der Aufteilungsschlüssel anhand der folgenden Formel 

nach den Vorschlägen der ICC zu nutzen. 

 

KF = (Angemeldete Warenpreise + Nachbelastung) / Angemeldete 

Warenpreise 

 

Gemäß dieses Korrekturfaktors sei der Anpassungsbetrag auf alle 

importieren Waren, einschließlich der zollfreien, unter Berücksichti-

gung eines gewichteten durchschnittlichen Zolls zu verteilen. Das 

HZA wende schon jetzt diese Formel mit Hilfe eines Korrekturfak-

tors im Falle einer Nachbelastung an. Das Gericht sei der Meinung, 

dass das HZA die Verpflichtung habe, diesen Korrekturfaktor in bei-

den Fällen, sowohl im Fall der Nachbelastung als auch im Fall der 

Gutschrift anzuwenden. Ansonsten sei die Hamamatsu GmbH ge-

zwungen, zukünftig unvollständige Zollanmeldungen abzugeben, 

die sich erst mit Ablauf des Abrechnungszeitraums ergänzen ließen, 

bis der vollständige Zollwert eingetragen sei.91 

 

Nach Auffassung des FG München ist der Hamamatsu GmbH zu fol-

gen, dass sich die nachträglichen Zahlungen des Mutterkonzerns im 

Rahmen der Verrechnungspreisanpassungen des Vorabverständi-

gungsverfahrens zollwertmindernd auswirken müssten, wenn der 

EuGH der Auffassung sei, dass dies durch das Unionsrecht abge-

deckt sei.92 

 

                                                 
90 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (4.). 
91 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (4.). 
92 FG München Beschl. v. 15.9.2016 – 14 K 1974/15, BeckRS 2016, 95524 (2.). 
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Dementsprechend stellte das FG München dem EuGH 

gem. Art. 267 AEUV im Rahmen einer Vorabentscheidung folgende 

Vorlagefragen: 

 

1. „Lassen es die Vorschriften der Art. 28 ff. der Verordnung 

(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12.10.1992 zur Festle-

gung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1) in 

der durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 16.11.2000 (ABl. L 311, 

S. 17) geänderten Fassung zu, einen vereinbarten Verrech-

nungspreis, der sich aus einem zunächst in Rechnung gestell-

ten und angemeldeten Betrag und einer pauschalen Berich-

tigung nach Ablauf des Abrechnungszeitraums zusammen-

setzt, unter Anwendung eines Aufteilungsschlüssels als Zoll-

wert zu Grunde zu legen, und zwar unabhängig davon, ob am 

Ende des Abrechnungszeitraums eine Nachbelastung oder 

eine Gutschrift an den Beteiligten erfolgt?“93 

 

2. „Wenn ja: Kann der Zollwert anhand vereinfachter Ansätze 

geprüft bzw. festgesetzt werden, wenn die Auswirkungen 

nachträglicher Verrechnungspreisanpassungen (sowohl 

nach oben als auch nach unten) anzuerkennen sind?“94 

3.3 Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) befasste sich mit Beschluss 

vom 20.12.2017 - C-529/16 mit diesen Vorlagefragen. Er beantwor-

tete die erste Frage dahin gehend, dass die Art. 28 bis 31 des ZK es 

nicht zuließen, als Zollwert einen vereinbarten Transaktionswert zu-

grunde zu legen, der sich teilweise aus einem zunächst in Rechnung 

gestellten und angemeldeten Betrag und teilweise aus einer pauscha-

len Berichtigung nach Ablauf des Abrechnungszeitraums zusam-

mensetze, ohne dass sich sagen ließe, ob am Ende des Abrechnungs-

zeitraums diese Berichtigung nach oben oder nach unten erfolge.95 

 

Der EuGH stellte fest, dass er eine unionsrechtliche Zollregelung 

schaffen möchte, die gerecht, einheitlich und neutral sei und so die 

Anwendung willkürlicher oder fiktiver Zollwerte ausschließe. Der 

Zollwert müsse den tatsächlichen wirtschaftlichen Wert einer 

                                                 
93 BeckRS 2016, 95524, Redaktionelle Leitsätze Teil 1. 
94 BeckRS 2016, 95524, Redaktionelle Leitsätze Teil 1. 
95 EuGH Beschl. v. 20.12.2017 – C-529/16, BeckRS 2017, 135791, Rn. 35. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AEUV&a=267
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EWG_VO_2913_92&a=28
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EWG_VO_952_2013&a=28
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EWG_VO_952_2013&a=31
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eingeführten Ware widerspiegeln und alle Elemente beinhalten, die 

den wirtschaftlichen Wert dieser Ware ausmachen.96 

 

Die vorrangige Grundlage zur Ermittlung des Zollwerts sei demnach 

der Transaktionswert nach Art. 29 ZK. Nur wenn der tatsächlich ge-

zahlte oder zu zahlende Preis nicht bestimmbar sei, seien die weite-

ren Methoden der Art. 30 und Art. 31 ZK einschlägig.97 Der tatsäch-

lich gezahlte oder zu zahlende Preis könne Berichtigungen unterlie-

gen, wenn diese der Verhinderung von willkürlichen oder fiktiven 

Zollwerten dienen.98 

 

Die Zollverwaltung habe zwar von Amts wegen oder auf Antrag die 

Möglichkeit die Zollanmeldung zu überprüfen, der Gerichtshof habe 

aber bisher nur in Sonderfällen eine nachträgliche Berichtigung des 

Transaktionswerts zugelassen. Dies sei z.B. der Fall, wenn Ware feh-

lerhaft gewesen sei oder nach ihrer Abfertigung zum freien Verkehr 

Mängel festgestellt worden seien.99 

 

In der Folge erlege der ZK den Unternehmen keine Pflicht auf, eine 

Berichtigung des Zollwerts zu beantragen, wenn dieser nach oben 

korrigiert werde. Er enthielte auch keine Bestimmung, die es den 

Zollbehörden ermöglichen, sich gegen das Risiko abzusichern, dass 

nur Berichtigungen nach unten beantragt werden.100 

 

Damit sei festzustellen, dass der ZK in seiner geltenden Fassung es 

nicht zulasse, eine nachträgliche Anpassung des Transaktionswertes 

wie in der Ausgangslage fraglich zu berücksichtigen.101 Diese Prob-

lematik hat sich auch mit dem aktuellen Zollrecht in Form der Art. 

69 ff. UZK nicht geändert. 

 

Zur zweiten Vorlagefrage stellte der EuGH fest, dass von ihm nur im 

Fall einer Bejahung der ersten Frage eine Antwort erwartet werde. 

Da der EuGH die erste Vorlagefrage verneinte, sah er nicht die Not-

wendigkeit einer Äußerung zur zweiten Vorlagefrage. 

                                                 
96 EuGH Beschl. v. 20.12.2017 – C-529/16, BeckRS 2017, 135791, Rn. 24. 
97 EuGH Beschl. v. 20.12.2017 – C-529/16, BeckRS 2017, 135791, Rn. 26. 
98 EuGH Beschl. v. 20.12.2017 – C-529/16, BeckRS 2017, 135791, Rn. 27. 
99 EuGH Beschl. v. 20.12.2017 – C-529/16, BeckRS 2017, 135791, Rn. 29. 
100 EuGH Beschl. v. 20.12.2017 – C-529/16, BeckRS 2017, 135791, Rn. 33. 
101 EuGH Beschl. v. 20.12.2017 – C-529/16, BeckRS 2017, 135791, Rn. 34. 
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3.4 Revisionsentscheidung des Bundesfinanzhofs 

Mit Urteil v. 15.11.2018 Rs. 14 K 2028/18 wies das FG München die 

Klage der Hamamatsu GmbH gegenüber dem HZA München auf Er-

stattung von zu viel gezahlten Zollabgaben endgültig ab,102 auch 

wenn die Richter nach eigener Begründung den Ausführungen der 

Hamamatsu GmbH folgte.103 

 

Das FG München folgte dem Urteil des EuGH und dessen Begrün-

dung, dass der unterjährige Verrechnungspreis den Zollwert bildet 

und nachträgliche Gutschriften unberücksichtigt bleiben.104 Trotz-

dem stellte es den Widerspruch mit der ständigen Rechtsprechung 

des EuGH heraus, der in sonstigen Fällen auf den tatsächlichen wirt-

schaftlichen Wert einer Ware abstelle.105 Anders als die einschlägige 

Literatur sei das Gericht auch nicht der Meinung, dass das EuGH-

Urteil dahin gehend auszulegen sei, im beantragten Erstattungsfall 

der Hamamatsu GmbH die Schlussmethode nicht anwenden zu dür-

fen.106 

 

Das FG ließ im Verfahren die Revision zu, weil die Frage, ob unter-

jährig angemeldete Verrechnungspreis den Zollwert nach Art. 29 ZK 

bilden können, höchstrichterlich noch zu entscheiden sei.107 

 

Mit seiner Entscheidung vom 17.05.2022 Rs. VII R 2/9 bestätigte 

der BFH die vom FG München getroffene Entscheidung und wies 

die Revision als unbegründet zurück.108 Der BFH begründet seine 

Entscheidung damit, dass die Zollwertermittlung eine waren- und 

stichtagsbezogene Wertermittlung sei.109 In der Folge sei die Gut-

schrift durch den Mutterkonzern der Hamamatsu GmbH zu diesem 

maßgeblichen Zeitpunkt noch nicht quantifizierbar gewesen und 

könne folglich weder in Anwendung der Transaktionswertmethode 

noch der Schlussmethode berechnet werden.110 In Bezug auf das be-

stehende APA stellte der BFH fest, dass die Hamamatsu die Zollbe-

hörden im Vorwege nicht an der Erstellung und dem Vorhandensein 

                                                 
102 FG Münch. Beschl. v. 15.11.18 – 14 K 2028/18, BeckRS 2018, 34501, Rz. 25. 
103 FG Münch. Beschl. v. 15.11.18 – 14 K 2028/18, BeckRS 2018, 34501, Rz. 27. 
104 FG Münch. Beschl. v. 15.11.18 – 14 K 2028/18, BeckRS 2018, 34501, Rz. 31. 
105 FG Münch. Beschl. v. 15.11.18 – 14 K 2028/18, BeckRS 2018, 34501, Rz. 32. 
106 FG Münch. Beschl. v. 15.11.18 – 14 K 2028/18, BeckRS 2018, 34501, Rz. 33. 
107 FG Münch. Beschl. v. 15.11.18 – 14 K 2028/18, BeckRS 2018, 34501, Rz. 35. 
108 BFH Beschl. v. 17.05.2022 – VII R2/19, BeckRS 2022, 25286, Rz. 20. 
109 BFH Beschl. v. 17.05.2022 – VII R2/19, BeckRS 2022, 25286, Rz. 40. 
110 BFH Beschl. v. 17.05.2022 – VII R2/19, BeckRS 2022, 25286, Rz. 49. 
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dieses APA beteiligt haben.111 Folglich konnte das HZA München 

davon ausgehen, dass die unterjährig angemeldeten Preise nicht be-

einflusst gewesen seien. Abschließend stellte das Gericht fest, dass 

das APA nicht geeignet sei, um eine nachträgliche Erstattung im 

Rahmen der Schlussmethode zu rechtfertigen.112 

 

Zusammenfassend lässt sich damit feststellen, dass die deutsche Jus-

tiz der Entscheidung des EuGH folgt und eine nachträgliche Anpas-

sung von Verrechnungspreisen durch pauschale Gutschriften weder 

nach der Transaktionswertmethode noch nach der Schlussmethode 

zulässt. Dies deckt sich ebenfalls mit der aktuellen Handhabung in 

der Praxis der deutschen Zollverwaltung.113 Zum Fall der nachträg-

lichen pauschalen Belastung tätigte der EuGH keine Aussage. 

4 Analyse der Urteile und Meinungsstreit 

Die Analyse der Urteile erfolgt anhand der einschlägigen Literatur 

und gliedert sich in zwei Abschnitte. Zunächst wird die Diskussion 

der ungleichen Voraussetzungen von steuerlichem Verrechnungs-

preisen und Zollwert dargelegt. Im nächsten Schritt erfolgt eine Ana-

lyse der Vorabentscheidung des EuGH, die in der Fachwelt kontro-

verse Reaktionen auslöste.  

 

Zwar wird in der Literatur einhellig die Meinung vertreten, dass der 

EuGH mit seinem Urteil nicht weit genug geht, um die eigentliche 

Problematik aus dem Fall „Hamamatsu“ einer endgültigen Lösung 

zuzuführen. Trotzdem unterscheiden sich die vertretenen Positionen 

maßgeblich voneinander und lassen erahnen, dass es bei der Be-

handlung von steuerlichen Verrechnungspreisen auf der einen und 

zollwertrechtlichen Transaktionswerten auf der anderen Seite auch 

zukünftig unterschiedliche Bewertungsstandpunkte geben wird. 

4.1 Ertragssteuer- und Zollwertrechtliche Bewertung  

Die Autoren Roth/Rinnert befassen sich mit der ertragssteuerlichen 

und zollwertrechtlichen Bewertung von Preisen für eine Ware und 

betonen dabei die Schwierigkeit, beide Werte aufeinander abzustim-

men.114 Dieser Meinung folgt auch Schöneborn und stellt heraus, 

                                                 
111 BFH Beschl. v. 17.05.2022 – VII R2/19, BeckRS 2022, 25286, Rz. 53. 
112 BFH Beschl. v. 17.05.2022 – VII R2/19, BeckRS 2022, 25286, Rz. 58. 
113 Vonderbank, ZfZ 2023, S. 198 (204). 
114 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2090). 
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dass zwischen Verrechnungspreis und Transaktionswert zwei Werte 

aus unterschiedlichen Rechtsgebieten vorlägen.115 Grundsätzlich 

stellen beide auf den Fremdvergleichsgrundsatz ab, aber eine Zu-

sammenführung beider Werte sei nur auf internationaler Ebene 

durch die OECD möglich.116 Zu einem vergleichbaren Standpunkt 

gelangen auch Eder/Dehn117, die den BFH in der Pflicht sehen, als 

letzte Instanz eine klare Anwendung der Schlussmethode zu ent-

scheiden und im Zweifelsfall dem EuGH zur abschließenden Erklä-

rung erneut vorzulegen.118  

4.1.1 Punktuelle vs. zeitraumbezogene Betrachtung 

Nach Roth/Rinnert ist zwischen einer punktuellen gegenüber einer 

zeitraumbezogenen Berechnung zu unterscheiden.119 So entsteht die 

Zollschuld nach Art. 77 II UZK zum Zeitpunkt der Annahme der 

Zollanmeldung, die Höhe bemisst sich nach den Bemessungsgrund-

lagen des Art. 85 I UZK. Demnach ist die Transaktionswertmethode 

bei der Bestimmung des Zollwerts als vorrangiges Mittel bei der Be-

urteilung eines punktuellen Kaufgeschäfts einzusetzen, während der 

steuerliche Verrechnungspreis des APA sich erst am Ende eines Ab-

rechnungszeitraums durch eine (einmalige) Gutschrift oder Nachbe-

lastung auf durchschnittliche zugrunde gelegte Preise bemisst und 

damit gerade nicht punktuell, sondern zeitraumbezogen berechnet 

wird.120 

 

Schöneborn folgt dieser Auffassung und stellt heraus, dass der Zoll-

wert auf einen festen Zeitpunkt abziele. Dem gegenüber sei der Ver-

rechnungspreis rückwirkend für einen Zeitraum festgelegt und ba-

siere damit auf einer viel größeren und genaueren Anzahl von Infor-

mationen.121 Da der Zollwert vor dem steuerlichen Wert gebildet 

werde, könne dieser folglich nur vorläufigen Charakter haben und 

müsse nachträglich angepasst werden können.122 

 

Eine gegenteilige Meinung vertreten Eder/Dehn. Sie sehen nachträg-

liche Preisanpassungen, Ausgleichszahlungen und Zurechnungen 

nur dann als zollwertrelevant an, wenn sie bereits zum Zeitpunkt der 

                                                 
115 Schöneborn, BB 2019, S. 2971 (2974). 
116 Schöneborn, BB 2019, S. 2971 (2974). 
117 Bei den Autoren Eder u. Dehn handelt es sich um die Anwälte der Hamamatsu. 
118 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1245). 
119 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2091). 
120 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2091). 
121 Schöneborn, BB 2019, S. 2971 (2975). 
122 Schöneborn, BB 2019, S. 2971 (2975). 
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Annahme der Zollanmeldung vertraglich festgelegt waren.123 Bezug 

nehmend auf den Fall „Hamamatsu“ bedeute dies, dass die Preisan-

passung in Form einer Gutschrift nicht im Ermessen der Parteien ge-

standen habe, sondern aufgrund der vertraglichen Regelungen im 

Sinne des APA bereits vor Annahme der Zollanmeldung festgestan-

den habe und damit im Sinne des EuGH sein müsse.124 Folglich liege 

hier keine Unterscheidung zwischen punktueller und zeitraumbezo-

gener Preisgestaltung vor. 

4.1.2 Höhe des Zollwerts 

Die Höhe des Zollwerts bemisst sich nach dem Transaktionswert, 

welcher, vorbehaltlich gesetzlicher Hinzurechnungen oder Abzüge 

i.S.d. Art. 71 f. UZK, alle Bestandteile eines Preises beinhalten muss, 

um den tatsächlichen wirtschaftlichen Wert einer Ware widerzuspie-

geln.125 Nach Ansicht von Roth/Rinnert haben die Zollbehörden ein 

Interesse an hohen Verrechnungspreisen, da diese zu hohen Zollein-

nahmen führen und so keine Anlastungen der EU zu befürchten 

sind.126 Auf der anderen Seite möchte die nationale Finanzverwal-

tung möglichst niedrige Verrechnungspreise, da diese zu besseren 

Ergebnissen der Unternehmen führen und damit zu einem größeren 

inländischen Steueraufkommen.127 

 

Dieser Zielkonflikt in Bezug auf die Höhe der Verrechnungspreise 

besteht nach der Ansicht von Eder/Dehn nicht. Zwar befürchten der 

EuGH und auch die Kommission, dass Einführer ihren Vorteil darin 

suchen könnten, nur bei einer nachträglichen Belastung die Korrek-

tur der niedrigeren Zollwerte zu beantragen.128 Nach Meinung der 

Autoren Eder/Dehn hat aber das Verfahrensrecht dem materiellen 

Recht zu folgen und dies sieht vor, dass ein Anmelder die Behörden 

nach §153 I Nr. 1 AO bei einer Änderung des Zollwerts zu informie-

ren und die Zollanmeldung zu berichtigen hat.129 Damit ist die Höhe 

der Preise eindeutig bestimmbar, da sich diese nach der endgültigen 

Berücksichtigung aller Zahlungen richten muss.130 

 

                                                 
123 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1241). 
124 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1241). 
125 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2091). 
126 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2091). 
127 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2091). 
128 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1242). 
129 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1242). 
130 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1241). 
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Die Sicherung der Zolleinnahmen ist hingegen vielmehr dann ge-

fährdet, wenn nachträgliche Preisänderungen, wie vom EuGH ver-

treten, nicht zollwertrechtlich berücksichtigt werden. Die Parteien 

könnten besonders niedrige Verrechnungspreise vereinbaren, um ein 

Zollsparmodell zu entwickeln. Auf die ertragssteuerrechtliche Seite 

wirkt sich dies nicht aus, da die Nachbelastung am Ende des Jahres 

einfach höher angesetzt werden könnten.131 

 

Bezüglich der Höhe des zu bestimmenden Zollwerts führt Schöne-

born aus, dass der Zollbehörde nur der Rechnungspreis als Anhalts-

punkt für eine Zollwertermittlung zur Verfügung stehe, es aber in der 

heutigen Zeit der verbundenen Unternehmen eine Illusion sei, dabei 

von einem realen Kaufgeschäft auszugehen.132 Durch die sehr hohe 

Intransparenz der Intercompany-Preise sei ein Zweifel am Transak-

tionswert in jedem Fall gegeben. Folglich müsse eine Korrektur in 

beide Richtungen möglich sein. Ob dabei die Transaktionswertme-

thode oder die Schlussmethode angewandt werde, sei irrelevant.133 

4.1.3 Konkretes Geschäft vs. Mittelwert 

Für Roth/Rinnert ist der Zollwert auf ein konkretes Geschäft und da-

mit auf eine Warenbezogenheit abzustellen, während sich ein steuer-

licher Verrechnungspreis aus dem Mittelwert einer Vielzahl von Ge-

schäften bildet.134 

 

Konträr zu dieser Aussage stellen Eder/Dehn fest, dass, auch wenn 

die Zollwerte nicht einzeln ermittelbar seien, die ertragsteuerliche 

Preisgestaltung (auch die der Verrechnungspreise) auf einer dem 

Zollrecht vorgelagerten Stufe stattfinde. Dabei spiele es keine Rolle, 

dass die Belastung bzw. Gutschrift in einer Summe nach Ablauf der 

Abrechnungsperiode erfolge, da es sich bei dieser im Rahmen der 

Verrechnungspreismethode um die Fortschreibung und Finalisierung 

der unterjährigen Preise handle.135 Damit könnten die angepassten 

Preise als Transaktionswert benutzt werden. Dies sei auch dann der 

Fall, wenn die Preise erst nachträglich gebildet worden seien, da die 

nachträglich errechneten Preise die tatsächlichen Preise darstell-

ten.136 Die Aufteilung auf die einzelnen Zollwerte sei weder 

                                                 
131 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1242). 
132 Schöneborn, BB 2019, S. 2971 (2975). 
133 Schöneborn, BB 2019, S. 2971 (2975). 
134 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2092). 
135 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1243). 
136 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1243). 
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ertragssteuerrechtlich noch zollwertrechtlich von Nöten und reiner 

Formalismus.137 

4.2 Meinungsstreit zum EuGH-Urteil 

Nach Roth/Rinnert beinhaltet das EuGH-Urteil Widersprüche, da 

der Transaktionswert nachträglich nicht berichtigt werden darf und 

so der unterjährig angemeldete Preis der endgültige Transaktions-

wert bleibt,138 obwohl der Transaktionswert einer Ware den tatsäch-

lichen wirtschaftlichen Wert abzubilden hat und alle Faktoren, die 

für den Kauf maßgeblich sind, beinhalten muss. Diese letztere Be-

dingung kann erst nach der Korrektur der Verrechnungspreise mittels 

Zahlung/Belastung durch den Mutterkonzern erfüllt werden,139 so-

dass auf die Anwendung der Schlussmethode nach Art. 74 III UZK 

zurückgegriffen werden muss.140 Da die Voraussetzungen der 

Schlussmethode entsprechend weit gefasst sind, kann diese als ein-

zige auch eine pauschalierte, nicht produktbezogene Anpassung der 

Verrechnungspreise zulassen. Das Ziel bei Anwendung der Schluss-

methode muss es sein, den tatsächlichen Wert zu ermitteln.141 Dem 

schließt sich Vonderbank142 an und meint, dass eine nachträgliche 

Preisanpassung, unabhängig davon, ob sie in Form einer Gutschrift 

oder einer Nachbelastung erfolge, „nicht einfach ignoriert“ werden 

könne.143 Vielmehr sei diese, anders als von der Zollverwaltung ver-

treten, nicht nur durch die Transaktionswertmethode zu korrigieren, 

sondern die Anpassung des Zollwerts um den pauschalen Berichti-

gungsbetrag habe in beide Richtungen durch die Anwendung eines 

Korrekturfaktors im Rahmen der Schlussmethode zu erfolgen.144 

 

Dem entgegen sind Eder/Dehn der Auffassung, dass der EuGH un-

missverständlich eine Korrektur der unterjährig angemeldeten Ver-

rechnungspreise abgelehnt habe und damit auch keine Korrektur im 

Rahmen der Schlussmethode nach Art. 74 III UZK erfolgen 

könne.145 Sie vertreten hingegen die Auffassung, dass die Transakti-

onswertmethode einschlägig ist und daher die Schlussmethode nicht 

                                                 
137 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1243). 
138 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2092). 
139 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2092). 
140 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2091). 
141 Roth/Rinnert, DStR 2018, S. 2090 (2093). 
142 Vonderbank ist Leiter der Bundesstelle Zollwert. 
143 Vonderbank, ZfZ 2017, S. 170 (179). 
144 Vonderbank, ZfZ 2017, S. 170 (180). 
145 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1239). 
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zum Einsatz kommen kann da sie nachrangig zu behandeln ist.146 

Diese führt zu eher unbefriedigenden Ergebnissen beim Zollwert. 

Außerdem wird bei der Vielzahl, der von verbundenen Unternehmen 

getätigten Geschäfte, die Transaktionswertmethode damit entwertet. 

Folglich kommt es zu einer Ungleichbehandlung von verbundenen 

und unverbundenen Unternehmen, die Art. 29 II a) ZK gerade zu 

verhindern versucht.147 Bei Anwendung der Schlussmethode muss 

der Zollwert derselben Einfuhr mit zwei aufeinanderfolgenden Me-

thoden mehrfach bestimmt werden, erst nach der Transaktionswert-

methode für die vorläufigen Preise und dann, nach der Anpassung 

der Preise, nach der Schlussmethode.148 

 

Schöneborn sieht das EuGH-Urteil ebenfalls kritisch und argumen-

tiert für eine rückwirkende Anpassung in beide Richtungen. Voraus-

setzung dafür sei, dass die nachträgliche Verrechnung der Preise am 

Ende der Periode im Vorfeld zum maßgeblichen Zeitpunkt allen Par-

teien (incl. der Zollverwaltung) bekannt und die Voraussetzung für 

den Fremdvergleich erfüllt sein müsse.149 Seien diese Voraussetzun-

gen erfüllt, müsse bei einer Gutschrift, wie im Fall „Hamamatsu“ 

zwangsläufig eine Aufteilung auf die einzelnen Positionen stattfin-

den. Im Fall der Nachbelastung, sei die Verrechnung des Betrags 

mittels Faktor auf die einzelnen Positionen durch die Zollbehörden 

anzuerkennen.150 Zwar weiche diese Vorgehensweise nicht vom 

EuGH-Urteil ab, doch hat das Gericht es verpasst mit der Festset-

zung einer grundsätzlichen Vorgehensweise für Rechtssicherheit bei 

allen Beteiligten zu sorgen.151 Außerdem kritisiert Schöneborn, dass 

die literarische Fachwelt, mit wenigen Ausnahmen (z.B. Offenhal-

tung von Einspruchsverfahren, Nutzung von Erstattungsanträgen, 

sorgfältige Planung aller Beteiligten) keine wesentlichen Hilfestel-

lungen für die Praxis gebe. Daher versucht er sich an einem Lösungs-

ansatz für die Praxis. Er sieht die Beweispflicht zur Erklärung der 

Fremdüblichkeit bei den Konzernen selbst. Dafür schlägt er Metho-

den des laufenden unterjährigen Controllings auf Basis eines 

Soll/Ist-Vergleichs für die zu erreichenden Margen eines Unterneh-

mens vor, die sich mittels Softwarelösungen umsetzen lassen.152 In 

der Folge sollen Jahresendanpassungen als reaktive Maßnahme 

                                                 
146 Eder/Dehn, BB 2019, S. 1238 (1244). 
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eigentlich nur das letzte Mittel sein und im besten Fall nicht ange-

wandt werden, sodass sich die Problemstellung der pauschalen Be-

richtigungen damit erledige.153  

 

Einen praktischen Lösungsansatz zeigt auch Vonderbank für die 

Zollverwaltung auf.154 Dabei unterteilt er die zu berücksichtigenden 

Berichtigungen in vier verschiedenen Arten und gibt für jede davon 

einen unterschiedlichen Handlungsvorschlag. Diese sind von der 

GZD in Form einer Verfügung für die Zollpraxis umgesetzt.155 

Gleichzeitig übt Vonderbank Kritik am Urteil des BFH, welcher es 

verpasst habe, eine klare Rechtsetzung zu verabschieden und so die 

in der EU völlig verschiedenen Handlungsweisen zumindest ein 

Stück weit zu vereinheitlichen.156 

4.3 Ergebnis Meinungsstreit 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Auslegung des EuGH-

Urteils weiterhin für Uneinigkeit sorgt. Der EuGH betont besonders 

die Wichtigkeit der Waren- und Stichtagsbezogenheit für den Zoll-

wert und die Verhinderung der Bildung von fiktiven Zollwerten. Das 

FG München vertritt die Ansicht, der EuGH habe mit seinem Urteil 

jegliche rückwirkende Anpassung des Zollwerts im Fall von pau-

schalen Gutschriften untersagt. Der gleichen Ansicht ist der BFH 

und vertritt die Meinung, dass ein Zollwert stichtagsbezogen sei und 

die Modalitäten zum maßgeblichen Zeitpunkt feststehen müssten. 

Dies treffe nicht im Fall „Hamamatsu“ zu, da die Berichtigung zum 

Zeitpunkt der Annahme der ZAM nicht quantifizierbar gewesen sei.  

 

Die Autoren Roth/Rinnert sehen dagegen diese umfassende Absage 

des EuGH an eine Berichtigung nicht und verweisen auf die Anwen-

dung der Schlussmethode als gültigen Ausweg im Fall „Hama-

matsu“. Die Anwälte der Hamamatsu GmbH Eder/Dehn akzeptieren 

zwar das Urteil des EuGH, vertreten aber die gegensätzliche Mei-

nung, dass die Transaktionswertmethode zum Einsatz kommen 

muss. Auch wenn die Änderung des Transaktionswertes vom EuGH 

bisher nur in Ausnahmefällen gebilligt wurde, sehen sie es fraglich, 

warum es sich bei der Hamamatsu GmbH nicht um einen solchen 

Ausnahmefall handelt. Die reine Anwendung der Schlussmethode 
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kommt nicht in Frage, da der Transaktionswert den Regelfall bilde 

und nicht durch die dauerhafte Anwendung der Schlussmethode ver-

wässert werden darf. Schöneborn folgt der Auffassung, dass eine 

nachträgliche Anpassung von Zollwerten zur Abbildung des tatsäch-

lichen Werts einer Ware in beide Richtungen erfolgen müsse. Er 

schlägt vor, die dafür erforderliche Beweislast auf die Konzerne zu 

übertragen.  

 

Einig sind sich alle Autoren darin, dass das Urteil des EuGH nicht 

weitreichend genug gestaltet ist und die Gelegenheit verpasst wurde, 

das Recht präziser auszugestalten und in der Praxis anwendbarer zu 

machen. 

5 Anwendung in der deutschen Praxis 

Entscheidend bei der Diskussion um die Rechtsprechung der jünge-

ren Vergangenheit ist, wie sich diese in der Praxis auswirkt und wie 

die deutschen Zollbehörden zukünftig mit dem Umstand der nach-

träglichen Verrechnungspreisanpassung verfahren. 

 

Aus diesem Grund hat die GZD mit Schreiben vom 05.09.2023157 

eine Verfügung zur Verfahrensweise bei der Behandlung von zoll-

wertrechtlichen Verrechnungspreisen herausgegeben. Darin wird be-

sonders auf die Unterscheidung der Vorgehensweise bei produktbe-

zogenen Korrekturen im Gegensatz zu pauschalen Korrekturen ab-

gestellt. Diese unterscheiden sich jeweils für den Fall der Nachbe-

lastung und den Fall der Gutschrift, womit letztendlich mindestens 

vier verschiedene Szenarien denkbar sind. 

5.1 Pauschale Gutschriften 

Pauschale Gutschriften werden nach dem EuGH-Urteil „Hama-

matsu“ nicht berücksichtigt und ein Antrag des Anmelders auf Er-

stattung der Differenz zu unterjährig angemeldeten Zollwerten wird 

kategorisch ausgeschlossen.158 

5.2 Pauschale Nachbelastungen 

Im Fall einer pauschalen Nachbelastung durch ein verbundenes Un-

ternehmen bestimmt die GZD, dass in diesem Fall die Umstände der 

                                                 
157 GZD, Verfüg. Z 5301-2023.00007-DV.A.5 (202300075162) v. 05.09.2023. 
158 GZD, Verfüg. Z 5301-2023.00007-DV.A.5 (202300075162) v. 05.09.2023, S. 2. 
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Verbundenheit zu prüfen sind. Die Zollbehörde hat bei Anhaltspunk-

ten für eine Preisbeeinflussung die Möglichkeit vom Anmelder Un-

terlagen nach Art. 134 I UZK-IA anzufordern, wobei der Anmelder 

in der Beweispflicht ist, dass der angemeldete Preis dem Fremdver-

gleichsgrundsatz zum maßgeblichen Zeitpunkt standhält. Diesen 

Umstand kann er beispielsweise dadurch nachweisen, dass der un-

terjährig erbrachte Kaufpreis für die Deckung seiner gesamten Kos-

ten und die Erzielung eines branchenüblichen Gewinn ausreichend 

ist. Dabei ist im Rahmen jeder Unterlagenprüfung von einer Einzel-

fallentscheidung auszugehen.159 

 

Aus diesem Grund sind pauschale Verrechnungspreisanpassungen in 

Form von Nachbelastungen dann zu berücksichtigen, wenn nach 

Prüfung des Sachverhalts Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die 

unterjährig in Rechnung gestellten Preise zu niedrig waren und somit 

von der Verbundenheit beeinflusst wurden und dieser Verdacht vom 

Anmelder nicht ausgeräumt werden konnte. Da in diesem Fall die 

Anwendung des Transaktionswertes aufgrund der verbundenen Be-

einflussung nicht einschlägig ist, kommt die Schlussmethode nach 

Art. 74 III UZK zum Einsatz, in welcher die angemeldeten Preise 

um den Betrag der Nachbelastung mittels Korrekturfaktor erhöht 

werden.160 

5.3 Warenbezogene Gutschriften 

Eine produktbezogene oder bei gleichem Zollsatz produktgruppen-

bezogene Gutschrift kann nach der Transaktionswertmethode im 

Rahmen einer Erstattung bzw. eines Erlasses im Auslegungsweg der 

Dienstvorschriften161 stattfinden. Entscheidend dafür ist, dass die 

Preisanpassung vor der Einfuhr dem Grunde und der Höhe nach ver-

traglich vereinbart sein und sich somit durch reine Rechenvorgänge 

ergeben muss. Ein nachträglicher Ermessensspielraum wird den Par-

teien nicht eingeräumt. Diese, der Rechtsprechung des BFH, folgen-

den Vorgaben entsprechen einer stichtagsbezogenen Bewertung. Da-

hingehend sind rechtliche Änderungen, die nach der Einfuhr getrof-

fen wurden, für eine Erstattung unerheblich.162 
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5.4 Warenbezogene Nachbelastungen 

Gelten für eine produktbezogene Nachbelastung die gleichen Vo-

raussetzungen wie für die einer produktbezogenen Gutschrift, ist 

ebenfalls der Transaktionswert zu erhöhen und die Einfuhrabgaben 

nachtäglich zu belasten. Der Zweifel einer Preisbeeinflussung gilt 

durch die Nachbelastung als ausgeräumt, sodass auf den Transakti-

onswert abgestellt wird, da der Zollwert für die konkrete Ware zum 

maßgeblichen Zeitpunkt ermittelt werden kann. Ergibt sich der 

Grund bzw. die Höhe der Nachbelastung nicht aus einer vor der Ein-

fuhr geschlossenen Vereinbarung, gehen die Zollbehörden von einer 

Beeinflussung aus, daher kann der Transaktionswert nicht zur An-

wendung kommen und es ist im Rahmen der angemeldeten Preise 

die Verbundenheit zu prüfen mit der möglichen Folge, dass die 

Nachbelastung im Rahmen der Schlussmethode zu ermitteln ist.163 

6 Fazit 

Das Spannungsfeld von steuerlichen Verrechnungspreisen und der 

Zollwertermittlung besteht nach wie vor und ist weder mit den Ur-

teilen der jüngeren Gesetzgebung noch mit den Vorstößen der EU 

zum Abbau der Bürokratie164 kleiner geworden. Besonders die Ge-

genläufigkeit der Zielsetzung von steuerlicher Verrechnung und 

Zolleinnahmen stellt ein nicht einfach zu überwindendes Span-

nungsfeld in der Gesetzgebung dar. Grundsätzlich wollen sowohl 

Steuer- als auch Zollbehörden den tatsächlichen wirtschaftlichen 

Wert einer Ware feststellen. Jedoch möchte der nationale Gesetzge-

ber über die Ertragsteuer möglichst hohe Beträge für den nationalen 

Haushalt vereinnahmen. Auf der anderen Seite versuchen die Zoll-

behörden mittels Zollwertanpassung, Beträge zu vereinnahmen, 

welche zu einem großen Teil an den Haushalt der EU abzuführen 

sind.165 

 

Unter der Voraussetzung, dass am Ende jede Steuer nur einmal ein-

genommen werden kann, ist es nachrangig, ob die später damit ge-

tätigte Ausgabe auf nationaler oder auf EU-Ebene stattfindet. Die 

eingenommene Steuer kommt dem Bürger auf nationaler, wie auch 

auf supranationaler Ebene zugute. Wichtig ist vielmehr, dass die 
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Unternehmen im internationalen Vergleich korrekt und damit zum 

Fremdvergleichsgrundsatz besteuert werden. 

 

Das benannte Spannungsfeld von steuerlichen Verrechnungspreisen 

und der Zollwertermittlung kann nur durch die OECD aufgelöst wer-

den. Aus diesem Grund hat es der EuGH verpasst seinen eigenen 

Zielen, die darin bestehen, Preise zu bestimmen, die dem Fremdver-

gleich in einer fairen Wettbewerbsstruktur standhalten, eindeutig 

Nachdruck zu verleihen. Dies ist bedauerlich, da das System der Be-

wertung von Warenpreisen dahingehend in einheitliches Recht um-

gesetzt werden sollte, dass sich für die Wirtschaftsbeteiligten eine 

klar zu befolgende Rechtslage ergibt. 

 

Obwohl der Verkauf zwischen verbundenen Unternehmen mittler-

weile die Regel und nicht die Ausnahme ist, bleibt es zunächst wei-

terhin bei einer großen Fragmentierung von Einzelentscheidungen. 

Dies betrifft nicht nur die unterschiedlichen Auslegungen durch die 

einzelnen Nationalstaaten weltweit und innerhalb der EU. Auch in-

nerhalb Deutschlands wird zurzeit jeder Fall anhand der Unterschei-

dung von warenbezogen zu nicht warenbezogen und von pauschalen 

gegenüber produktbezogenen Preisberichtigungen neu bewertet. Für 

die Unternehmen ist dabei oft nicht nachvollziehbar, warum sich in 

Deutschland auf der einen Seite eine pauschale Nacherhebung in ei-

ner Nachzahlung ausdrückt, eine pauschale Gutschrift auf der ande-

ren Seite jedoch nicht in einer Erstattung von Abgaben mündet.  

 

Diese differenzierten Einzelbetrachtungen verschlingen überdies 

Ressourcen bei Behörden und Unternehmen, die bei einer klaren 

Rechtslage freigesetzt und anderweitig produktiver genutzt werden 

könnten. Insbesondere die nachträgliche Aufteilung von pauschalen 

Berichtigungen auf eine Vielzahl von „kleinen“ Zollanmeldungen 

vereinnahmt eine große Menge an Mitarbeiterkapazitäten, die sich 

besonders vor dem Hintergrund der allgegenwärtigen Nachwuchs-

kräfteknappheit und der Vielzahl unbesetzter Stellen keine Behörde, 

und kein Unternehmen, leisten kann. 

 

Es ist zu hoffen, dass der Gesetzgeber mit der bevorstehenden Zoll-

rechtsreform in Form eines neuen UZK und der damit geplanten 

zentralisierten EU-Zollagentur den Grundstein dafür legen wird, 

diese Zersplitterung zu beenden und für die nationalen Zollbehörden 

sowie die Wirtschaftsbeteiligten eine Vereinheitlichung der Regeln 

und eine größtmögliche Rechtssicherheit zu schaffen. 
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